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Mm die Meickselniederung .
Polnisch » Ziel«.

I.
Bon den nördlich Graudenz schon ans polnischem Gebiet ge¬

legenen Bingobergen bis zu den bei der Weichsel -Nogat -Gabe-
lung dicht an den Strom herantretenden Weißenberger Höhen
erstreikt sich in eto » 50 Kilometer Längen - und durchschnittlich
42 Kilom. Breitenausdehnung beiderseits der Stadt Maricn -
werder ein Streifen fruchtbarsten MuviallandeS , der von allen
Anwohnern des östlichen , westpreußischen Werchfelufers schlecht¬
weg die „Niederung " genannt wird. Vor der Völkerwande¬
rung , wie das ganze umliegende Ostseetieflarid, urgermani -
fcher Besitz, seit den Tagen des im 13. Jahrhundert ins Land
gekommenen Deurschherrnordens wieder deutsches Siedelnugs -
und Kulttirlaild , bildet die Marienwerder Niederung eines der
wirtschaftlich wertvollste» Restzebiete der ehemaligen Provinz
Westpreußen. Durch das Versailler Diktat ist die Niederung
wie so viele andere Teile unserer vergewaltigten Heimat zu
»Grenzland " geworden, man kann wohl sagen : zu einem der
gesährdetsten deutsche» Grenzgebiete überhaupt . Zwar hat der
überwältigende deutsche Abstimmungssieg vom 11 . Juli 1920
auch da» Land nur Marienwerder vor einem sofortigen Über¬
gang in polnischen Besitz gerettet , zwar haben mit der ver¬
schwindenden Ausnahme zweier unbedeutender Dörfer sämt¬
liche Gemeinden der Niederung sich für dag Berkleibe» bei
Deutschland entschieden : die drohende Gefahr , die in der Raub -
sucht des größenwahnsinnig gewordenen polnischen Katastro¬
phenstaates äußerlich in Erscheinung tritt , in dem Bernicht-
tungswillen des die polnischen Expansiouspläur inaugurieren¬
den Frankreich jedoch ihre primäre Ursache hat : diese drohend»
Gefahr ist durch den deutschen Abstimmungserfolg nicht brsei-
kigt worden . Die panischen Aspirationen auf das ösüiche Weich¬
selufer sind nicht verschwunden, im Gegenteil , sie haben an In¬
tensität und Methodik zugenommen .

iÄn Rückblick auf die Entwicklung des Weichselproblems in
den beiden der Abstimmung vom. 11. Juli 1920 folgenden Iah .
ren wird den Beweis für diese Behauptung liefern . Nach Ar¬
tikel 97 Absatz 4 des Friedensvertrags soll Polen für die ge¬
samte Strecke, auf der die Weichsel die Grenze 'bildet, die volle
und uneingeschränkte Überwachung des Strome » einschließlich
seines östlichen Ufers in der Tiefe erhalten , die für die Regu¬
lierung des Stromes erforderlich ist . Aus dieser Bestimmung ,
die den Polen sinngemäß nur die volle Ausübung der Weichsel -
fchiffahrt garantieren und ihnen zü diesem Zwecke ein Über¬
wachungsrecht über die Stromregulierung auch auf dem östli¬
chen Ufer einräumen will, leiteten die Polen ihre Ansprüche
auf staatliche Besitzergreifung des Ostufers ab und ließen dabei
völlig unberücksichtigt , daß das Aufsichtsrecht über die Strom¬
regulierung auf dem Ostufer nicht etwa als Ausfluß der staat¬
lichen Gebietshoheit, sondern nur als ein Ersatz für sie gedacht
war . In obiger, dem wabren Sinn des Vertrag zuwiderlau¬
fenden Auslegung des Art . 97 wurde Polen von Frankreich un .
terstützt und bei der auf der Abstimmung folgenden Grenz¬
festsetzung durch die Botschafterlonferenz vom 12. August 1920
gelang eS den" beiden Mächten, ihren Standpunkt durchzusehen.
Nach dem Beschlüsse der Boffchastevkonferenz sollte die Grenze
im allgemeinen zwischen Fluß ^ und Deich — also auf dem öst¬
lichen Ufer — verlaufen , die fünf Ortschaften Johannisdorf ,
Neuliebenau , Kramersdorf , Außendeich und Kleinfeide, ebenso
der Hafen von Kuzcibrack und der Brückenkopf von Münster -
Walde sollten an Polen fallen . Das bedeutete die Festsetzung
Polens auf dem rechten Weichselufer. Die deutsche Regierung
legte daher Vertvahrung ein und erreichte, daß schon am 15.
August 1920 die endgültige Grenzentscheidung vorläufig aus -
gesetzt, jedoch eine Demarkationslinie eingeführt wurde, die im
wesentlichen mit der von der Botschafterkonferenz vorgeschlage¬
nen Grenze zusammenfällt . Polen besetzte die fünf Dörfer ,
den Hafen von Kurzebcack und den Brückenkopf der Münster -
wakder Eisenbahnbrücke. Die Weichsel war übrrfchrttten .

Pom 16. August 1920 ab zog sich dann der Gang der Grenze
festfetzung ein Volkes Jahr hindurch in von der Gegenseite ab¬
sichtlich verzögerten langwierigen Verhandlungen hin . Leider

Jelang es dabei schließlich den Franzosen und Polen doch , die
ür Deutschland ansang » günstige Stimmung der übrigen Bot¬

schafter zu zerstören und am 27. 8. 21 eine« neue« Grenzfest -
fetzungSbeschluß durchzudrücken , wonach die Grenze im allge¬
meinen zwischen Strom und Deich 20 Meter westlich des Deich-
fluffeS verlaufen , die fünf Dörfer , der Kruzebracker Hafen so-
wie ein weiterer bisher noch deutsch gebliebener Pegelhafen
polnisch werden sollten. Am Münsterwalder Brückenkopf sollte
das ganze Land zwischen den dort befindlichen beiden Deichen
Polen zugeteilt werden . Trotz wiederholter deutscher Proteste
wurde die so gekennzeichnete Grenzlinie am 13. März d. I .
in Kattowitz von der GrenzfestfetzungSkommission ratifiziert
und gleichzeitig die Besetzung des neuen Gebietes durch die
Polen für den 31 . März angeordnet ( was diese übrigens schon
vorher besorgt hatten ). Infolge einer letzten deutschen Pro¬
testnote wurde denn auch dieser Beschluß der Grenzfestsetzungs,
lommission von der Botschafterlonferenz wieder ausgesetzt und
die Kommission z« einem Bericht über die Beweggründe ihre»
Beschlusses anfgefordert . — Die GrenzfchffetzungSkommiffionist
gegenwärtig mit der Ausarbeitung der geforderten Begründung
beschäftigt. Über deren mutmaßlichen Inhalt , sowie über die
Ansichten der Botschasterkonferenz ist die Öffentlichkeit zurzeit
nicht unterrichtet .

Wesentlich klarer , ja — nvmi kann ruhig sagen — völlig im
Bilde ist man fick jedoch über die furchtbare « Folge« , die eine
den französisch -poluischen Standpunkt sanktionierende Entschei-
düng der Botschasterkonferenz nicht nur für die Marienwerder
Niederung, sondern auch für ganz Ostpreußen und nicht zuletzt
für das Reich nach sich ziehe » würde . Um die unheilvollen Aus¬
wirkungen einer solchen Entscheidung angemessen zu würdigen »

um ihnen vor allem Vorbeugen oder schlimmstenfalls begegnen
zu können, mutz man sich unter allen Umständen darüber im
Reinen fein, welche Absichten Pole « mit feinem Hinübergreifen
auf das östliche Weichselufer verbitldet.

Die Nächstliegende Frage , ob wirtschaftliche Gründe dafür
maßgebend sein konnten, ist durchaus Mt verneine». Da da»
polnische Hinterland sich wechlich der Weichsel erstreckt und aus
dem Westufer bessere und günstigere Häfen besitzt, kann man
unmöglich als Grund für die Besitznahme des kleinen für Po -
len völlig wertlosen Hafens von Kurzebvack eine „ wirtschaft¬
liche Notwendigkeit" anführen . Im übrigen gibt es — ein
Verdienst der berühmten polnische « Wirtschaft" —■ gegenwär¬
tig überhaupt keine Wetchfelfchiffahrt « ehr. Der Strom ist
tot und — wenn alle Woche einmal — sich ein elender Back¬
steinkahn in der Fahrrinne zeigt, so ißt für die eventuelle Un¬
terkunft dieser „Flotte " auf dem Westufer Hafengelände in
Hülle und Fülle vorhanden . Ferner : der polnische Vorwand ,
es benötige das Ostufer zur Stromregulierung , ist gleichfalls
uribegründet und haltlos . „ Stromregnlierung " bedeutet hier
Freihaltung der in der Mitte des Stromes gelegenen Fahr¬
rinne durch Ausbaggerung und Anlage von Buhnen für die
Stromschiffahrt . Stromschiffahrt gibt es ober keine mehr ;
Ausbaggerung und Buhneuanlagen erfolgen nur vom Wasser
aus . können also genau so gut von der Westseite wie von der
Ostseite her durchgeführt werden. Jedenfalls braucht man da¬
zu weder Brückenköpfe , noch Deichvorland, noch Deiche (die
übrigen » mit der Stromregulierung durchaus nichts zu tun
haben '

,, noch auch fünf Bauerndörfer , die von ihrem wirtschaft-
lichcuc Hinterland völlig losgerissen werden. Was für wirt¬
schaftliche Vorteile die Polen aus den paar so heiß ersehnten
Quadratmetern Ostufer ziehen sollten, bleibt nachgerade voll¬
kommen unverständlich.

Fußt die Haltung der Polen in der Weichselfrage also nicht
auf wirtschaftlichen Gesichtspunkten, welch" andere Gründe
können denn hier in Frage kommen ^ al» nur solche politischer
Natur ? Und diese Frage ist im Gegensatz zur vorhergehen¬
den unbedingt zu bejahe«. Schon die nüchternste Betrachtung
der ganzen Lage muß , auch wenn sie nicht, wie eK der Fall ' ist,
durch zuverlässig« unbedingt glaubwürdige - Informationen
bestätigt würden , zu der klaren Überzeugung führen , daß die
polnische Festsetzung auf dem östlichen Weichselufer zwei sich
durchaus nicht ausschließende, sondern innig miteinander vrr -
knüpstct Ziele anstrebt : ein kleinere», engeres und ein größe¬
res , weiter umgrenztes , wobei nicht vergessen werden soll, daß
die Verfolgung de» zweiten Zieles die Durchführung des ersten
eventuell unnötig machen dürfte . Das erste Mel ist die Be-
sitznahmo der Niederung und einiger angrenzender Teile de»
Marienwerder Regierungsbezirks , das zweite, HSHÄ gesteckte
Ziel , ist die Eroberung » ist di« Annexion der Provinz Ostpren »
ßen ! Ludwig Sartorius .

Die Main -Donmi-Masser -
strahe.

Dem Landtag ist der nachstehende Entwurf eine» Gesetze »
über die Main -Donau -Wasserftraße zugegangen :

8 1 . Das Staatsministerium wird ermächtigt, das Land
Baden an der Rhein-Main -Donau -Aktiengesellschaft in Mün¬
chen durch Übernahme von Stammaktien im Nennbetrag von
4 Millionen Mark zu beteiligen.

8 2. Die zu diesem Zweck erforderlichen Mittel sind im Wege
des Staatskredits flüssig zu machen und durch die Staatsschul¬
denverwaltung für Rechnung der Amortisationskaffe unter
Aufficht und Leitung des Finanzministeriums zu beschaffen.

8 3. Mit dem Vollzug dieses Gesetzes werden das ArbeitS-
minifterium und das Finanzministerium beauftragt .

8 4. Dieses Gesetz tritt mit der Verkündung in Kraft .
Die Begründung ist die folgende: Von den voraussichtlich

in nächster Zeit ihrer Verwirklichung entgegen gehenden süd¬
deutschen Wasserstraßenplänen berührt außer der Neckarkana¬
lisierung auch die Herstellung der Main -Donauwafferstraße
das Land Baden . Das gewaltige, in erster Linie vom Deut¬
schen Reich und de» Lande Bayern geförderte Unternehmen
bezweckt die Herstellung einer durchgehenden Großschiffahrts¬
straße vom Rhein über den Main bis zur Donau . Der Main
und die Donau sollen für 1200 Tonnen -Schiffe schiffbar ge¬
macht und miteinander durch einen Überlandkanal verbunden
werden . Gleichzeitig sollen die an den einzelnen Haltungen
der Wasserstraße sich ergebenden Wasserkräfte in insgesamt
etwa 40 Kraftwerken ausgenützt werden. Durch Überleitung
von Wasser aus dem Lech soll die Wasserführung de» Über-
landkanalS und der anschließenden Flußstrecken im Interesse
der Schiffahrt und der Kraftgewinnung erheblich erhöht wer¬
den.

Von der Mainstrecke , die durch Kanalisierung zur Groß -
schiffahrtsstraße auSgebaut werden soll, entfallen 37 Kilometer
auf den badisch-bayerischen Main . Da die Landesgrenze auf
dieser Strecke in der Mitte de» Flusses verläuft , erstreckt sich
da» Unternehmen somit auch auf badisches Hoheitsgebiet . Die
auf diesem Gebiet vorhandenen Wasserkräfte werden in der
Haupffache in den 8 Kraftftufen Bettingen , Haßloch und Freu ,
denberg auSgenützt weiten . Außerdem steht die badische
Strecke noch unter dem Einfluß des Rückstaus der Staustufe
Großheubach. Der badische Kraftanteil dieser vier Staustufen
beträgt im Mittel 4690 Pferdestärke ohne Berücksichtigung
der geplanten Lechwasserüberführung.

Der Entwurf de» Unternehmens ist in jahrelanger Arbeit
aufgestellt worden, liegt indessen , wie sich bei der großen
räumlichen Ausdehnung des Unternehmens leicht erklären
läßt , auch heute noch nicht in allen Einzelheiten fest .

Die Unsicherheit der wirtschaftlichen Verhältnisse macht e»'
auch zurzeit unmöglich, über die Durchführbarkeit des gesam¬
ten Unternehmens und über seine Wirtschaftlichkeit ein sichere«!
Urteil abzugeben . Rach den bisher unter Zuziehung nam¬
hafter Kenner des Wirtschaftslebens vorgenommenen Prü¬
fungen in wirtschaftlicher Hinsicht hofft man, daß der Ertrag
der Wasserkräfte, die eine Gesamtleistung von rund 400000
Pferdestärke besitzen, , die Finanzierung des Unternehmens er¬
möglichen. Wie groß der Gesamtaufwand für das Unterneh -
nien , der im Sommer 1921 auf rund 9 Milliarden Mark ge¬
schätzt wurde , sich im Laufe der auf mindestens 20 Jahre zu
berechnenden Bauzeit in Wirklichkeit gestalten wirtz läßt sich
nicht übersehen und hängt in erster Linie davon ab, ob sich fiu?
die bei dem Unternehmen gewonnenen sehr großen Wasser¬
kräfte ein genügender Absatz zu lohnenden Preisen finde«
läßt .

Die Ungewißheit , die in dieser Beziehung über dem gesam«
ketr Unternehmen schwebt, hat dazu geführt, für die Ausfüh¬
rung des Werkes ein schrittweises Vorgehen in Aussicht zu
nehmen . Da » hiernach aufgestellte erste Bauprogramm sieht
die Schiffbarmachung der Mainftrecke von Aschaffenburg —>
dem heutigen Endpunkt der Großschiffahrt — bis Würzbur »
und der Donaustrecke von Paffau bis Regensburg vor. von
den geplanten Kraftwerken sollen sofort vier Kraftwerke am
Main und das Großkraftwerk bei Meinbach a. d. D. in Angriff
genommen werden . Diese Kraftwerke Linnen besonder-
schnell ausgebaut werden und zählen zu den wirtschaftlichsten
Kraftwerken des ganzen Unternehmens . Ihre Leistung beträgt
66 000 Pferdestärken , bei LOOOstündiger jährlicher Ausnützung
können 225 Millionen Kilowattstunden in ihnen erzeugt wer¬
ben. Sie bilden daher eine günstige Grundlage für den weite¬
ren Ausbau . Dar erste Bauprogramm umfaßt nach dem oben
Gesagten auch die am badisch-bayerischen Main liegenden
Kraftwerke , so daß mit der baldigen Erschließung dieser badi¬
schen Wasserkräfte, die allerdings auf Grund des Staatsver¬
trags über den Übergang der Wasserstraßen auf das Reich auf
dieses übergegangen sind , gerechnet werden kann.

Träger des Unternehmens ist ähnlich wie bei der Neckar¬
kanalisierung eine gemischtwirtschaftliche Gesellschaft , nämlich
die am 30. Dezember 1921 in Münchner» gegründete Rhein -
Main -Donau A .-G . mit dem Sitz in München . Die Mittel der
Gesellschaft für das erste Bauprogramm sollen in folgender
Weise aufgebracht werden : Zunächst ist ein Aktienkapital von
900 000 000 M . vorgesehen, von denen 600 000 000 M . auf
Stammaktien und 300 000 000 M . auf Vorzugsaktien entfal¬
len . Von den Stammaktien haben das Reich 860 000 000 M .,
Bayern vorerst 212 000 000 M ., Thüringen und Hessen je
8 000 000 Mark übernommen, der Rest ist von Gemeinden
und sonstigen öffentlichen Körperschaften gezeichnet worden,
Bayern ist bereit , von den von ihm vorläufig übernommenen
Stammaktien einen Teil an Baden abzugeben. Die Vorzugs¬
aktien , die eine vom Reich und von Bayern gewährleistete
Mindestdividende von 6 Prozent und eine Höchstdividende von
7 Prozent erhalten sollen , sind in der Hauptsache dem Privat -
kapital überlassen worden. Gemeinden und öffentliche Körper-
fcliaften — jedoch nicht die Länder — haben teils Stammaktien ,
teils Vorzugsaktien übernommen. Auf die Stammaktien wer¬
den Bauzinsen nicht gewährt . Eine Dividende wird auf di»
Stammattien erst dann ausgeschüttet, wenn den Vorzug»,
aktien eine Dividende in Höhe von 7 Prozent zugeteilt werden
konnte . Hiernach muß in der Entwicklungszeit des Unterneh¬
mens damit gerechnet werden, daß das in Stammaktien an¬
gelegte Kapital unberzinst bleibt. Außerdem sollen zunächst
inindestens 300 Millionen M . Teilschuldverschreibungen auS-
gegeben werden , die ebenfalls vom Reich und Bayern garan¬
tiert und durch Eintragung einer Hypothek auf die zu erstel¬
lenden Kraftwerke sichergestellt werden.

Der Gesellschaft wird die Ausnützung der Wasserkräfte auf
die Dauer von 120 Jahren üoerlaffen. Nach Ablauf der Kon-
zesfionsdauer fallen die Kräfte unentgeltlich an das Reich , daS
dann die hieraus etwa bezogenen Reinüberschüffe an die be¬
teiligten Länder verhältnismäßig abzuführen hat.

Der mit den Vorberatungen für die Errichtung der Aktien-
gesellschaft und der Finanzierung des llnternehmens betraute
Gründungsausschuß des Main -Donau -Stromverbandes »st
nun u . a . auch an das Landl Baden mit der Anregung heran¬
getreten , sich an der Übernahme von Stammaktien der Gesell-
sö^ift zu beteiligen . Für die Stellung , die die badische . Regie¬
rung dieser Anregung gegenüber einnahm, sind folgende Er¬
wägungen maßgebend gewesen :

Wenn auch das Unternehmen, an dessen Durchführung vor
allem das Land Bayern ein außerordentlich hohes Interesse
hat , voraussichtlich ohne die tätige Anteilnabrne Badens zu¬
stande kommen würde, so sprechen für eine solche Teilnahme
doch mehrere Umstände. Der auf die nicht unbeträchtliche
Länge von 37 Kilometer an den Main angrenzende LandeS»
teil , dessen wirtschaftliche Entwicklung sich bis jetzt nur in be¬
scheidenen Maßen bewegen konnte , erblickt in der Sr rickstun,
der geplanten Großschiffahrtsstraße die Eröffnung von Mög¬
lichkeiten zu einer weiteren wirtschaftlichen Entfaltung . Ja
der Tat ist nicht zu leugnen , daß die Lage an einer Groß ,
schiffahrtsstraße ersten Ranges geeignet ist, die Anfiedlua ,
neuer Industrien zu ermöglichen , zumal wenn gleichzeitig be¬
deutende Wasserkräfte erschlossen werden. Die» gilt vor alle«
für die Stadt Wertheim , die überdies als Eisendah»knote«-
Punkt eine Hebung des dort bestehenden Umschlagsverkehr »
vom Schiff zur Eisenbahn erwarten darf . Immerhin mußt
auch an dieser Stelle davor gewarnt werden , die Hoffnnnge»
auf ungeahnte Entwicklungsmöglichkeiten zu übertreiben, " da
nicht jeder Ort an einer Grohscbrffahrtsstraße ohne weiteres
aus dieser bedeutenden Nutzen ziehen kann. Immerhin ist bt«,
Lage der Großschiffahrtsstraße längs dem Amtsbezirk Wert-
heim für diesen voraussichtlich von solchem Wert, daß sich gen



nsisse Opfer von staatlicher Seite für das Unternehmen recht-
fertigen . Bor allem gilt dies aber aus dem Gesichtspunkt , daß

?
« gleich mit dem Unternehmen recht erhebliche badische Was -
crfräfte . nutzbar gemacht werden und dies gerade in 'einem

Landesteil , der mit Wasserkräften sonst nicht gesegnet ist. Auf .
den Bezug dieser Kräfte steht dem Lande Baden ein Vorrecht
zu , wobei die Strompreise nicht ungünstiger sein dürfen,gls
bei der Stromabgabe in Bayern .

Die Beteiligung des Landes Baden an der Aktiengesellschaft
empfiehlt sich aber auch aus dem Gesichtspunkt , datz sie dein
Lande die Wahrnehmung seiner berechtigten Interessen in
Veitergehender Weise ermöglicht , als dies der Fall ! wäre , wenn
sich diese Jnteressenwahrung lediglich auf die aus der Staats¬
hoheit fließenden Befugniffe stützen >vürde .

Auf diese letztgenannte Befugnis gestützt , hat die badische
Regierung an den Vorverhandlungen , die über die Durchfüh¬
rung des Unternehmens zwischen den Hauptbeteiligten , nanu
lich beut Reich und Bayern , -stattgefnnden haben , tätigen An¬
teil und dabei auf eine Wahrung der badischen Interessen Be¬
dacht geitommen . Es ist auf diese Weise gelungen , dem ab¬
geschlossenen Staatsvertrag zwischen dem Deutschen Reich und
Bayern , dem Baden mit dem gleichfalls abgedruckten Zusatz¬
vertrag ausdrücklich beigetreten ist, eine Reibe von Bestim¬
mungen einzufügen , die insbesondere die badischen Jntereffen
zu wahren geeignet sind . Diese Bestimmungen sichern dem
Lande Baden u . a . einen Einfluß auf die Pläne und das
Bauprogramm , das Recht auf Bezug der getvonnenen elektri¬
schen Energie und auf Beteiligung an dem Unternehmen . Der
Staatsvertrag selbst, der in der Hauptstütze dem über die
Ausführung der Neckar-Donauwasserstraße abgeschlossenen
Staatsvertrag nachgebilder ist, wird im übrigen durch die Er¬
mächtigung gedeckt, die dem Staatsministerium in 8 2 - deS
Gesetzes über den Staatsvertrag , betr . deir Übergang der
Wasserstraßen auf das Reich, voin 8 . Oktober 1921 erteilt
wurde .

Auch an den Verhandlungen über die Ausgestaltung der
Aktiengesellschaft war die badische Regierung beteiligt . Der
babtfdjen Regierung ist bereits in dem für die erste Zeit des
Bestehens der Gesellschaft gewählten kleineren Aufsichtsrat
eine Stelle eingeräumt worden . Es darf angenommen wer¬
den , datz ihr und den badischen Interessenten eine weisere an¬
gemessene Vertretung in dem vorgesehenen künftigen , großen
Aufsichtsrat der Aktiengesellschaft eingcräumt werden wird ,
wie es auch vorgesehen ist , daß die badische Regierung in den
Ausschüssen des AuffichtSrats znm mindesten durch Regse -
rungÄkommiffare zu Wort kommen wird .

Eine Beteiligung des Landes an der Aktiengesellschaft würde
überdies auch von allen Berufskretsen des Amtsbezirks Wert¬
heim in dem Sinne begrüßt werden , daß sie darin eine beson¬
dere Pflege ihrer Jntereffen erblicken . Eine mit den beteilig¬
ten Kreisen in Wertheim abgehaltene Aussprache hat diese
Auffassung bestätigt .

Was die Höhe der Beteiligung des Landes Baden betrifft ,
so muß sie im Hinblick auf die bedeutende anderweitige In¬
anspruchnahme sich im Vergleich zur Beteiligung des Reiches
und Bayerns in bescheidenen Grenzen halten . Immerhin
wird auch eine solche mäßige Beteiligung im Lande und
außerhalb des Landes als Zeichen dafür aufgefaßt werden ,
bah das Land Baden dem gewaltigne Unternehmen jede mit
den Interessen des Landes vereinbare Förderung angedeihen
zu lassen und an ihm freudig mitzuarbeiten bereit ist.

Den Wortlaut des Sondervertrages geben wir in nächster
Rümmer bekannt .

politische Neuigkeiten .
Die Ikonkerenz von Genua.
Wirth und Rathenam bei Lloyd George .

Gestern vormittag 11 Uhr hat in Genua zwischen Lloyd
George , Dr . Wirth und Rathenau eine Unterredung statt «
gefunden . Sie dauerte über eine Stunde . Nachher empfing
Lloyd George den Besuch Schanzers . über den Inhalt der
Unterredung ist bis jetzt keine Mitteilung ausgegeben worden .

*

Die Blätter messen der Unterredung zwischen dem Reichs »

kanzier Dr . Mrth , dem Minister des Äußeren Dr . Rathenau

Lcbabrazade .
E r st a u f f ü h r u n g im L a n d es t h e at e r .*

Seit den Türkenopern der Rokokozeit mit ihren noch etwas zag -

Hgfien Exkursionen in die vom Zauver der Ferne verklärten , vom
Reiz des Seltsamen und Rätselhaften umwobenen Gefilde
Musikalischer Exotik griff die abendländische Opern - und In -

prumentalmusik immer wieder mit besonderer Liebe nach
»rientalischen Vorlagen u . Motiven . Zunächst mehr um der dank -
baren stofflichen als der musikalischen Wirkungen willen , später
aber der Bereicherung und Erweiterung der musikalischen Aus -

drucksmöglichkeit wegen gepflegt , wurde das exotische Element in
den letzten Jahrzehnten bei manchen Komponisten zum wich¬
tigen Reizmittel , zum integrierenden Faktor ihrer künstlerischen
Produktion , znm Selbstzweck und Quell neuer Melodiebil -

duug , neuer harmonischer Offenbarungen u . rbythntischer Viel¬
gestaltigkeit . All das zum Teil in einem Maße , daß »ia,l in

Kreisen des musikalischen Impressionismus schon lange vor
Spengler dem Abendland wenigstens hinsichtlich der Musik
das Sterbelied fingen zu können glaubte . Ob -mit Recht oder
Unrecht , werden erst spätere Geschlechter feststellen könne !» .

Bernhard S e k l e S , der bekannte Frankfurter Tondichter ,
gilt als einer der enragiertesten Vertreter moderner musika¬
lischer Exotik . Ec hat in seinem sinfonischen Schaffen und in
Liedervertonungen balkanische , chinesische und dem eügeren
Orient entstammende Motive mit Geschmack verwertet und
geht auch in seiner Oper „Schahrazade

" diesen Weg .
Als textliche Unterlage dient ihm die von Gerdt von

Bassewitz dramatisierte Rahmenerzählung zu »Tausend
und eine Nacht '" , der klassischen Märchensämmlung des Myr -

genlandeS . Die Baffewitzsche Dichtung ist als Buchdrama schon
vor mehr als einem Jahrzehnt erschienen und hat ob ihrer
forinschötlen Sprache , ihrer poesievollen duftigen Millieuschil »
berung und ihrer feinen Stinrmungöwerte willen sympathische
Würdigung auch in der „Karlsr . Ztg .

" gefunden . In der vor -
liegenden gekürzten Fassung sind gewiß schwächen enthalten ;
e» fehlt der überzeugende innere Zusammenhang , die aus -
reichende Motivierung der seelischen Vorgänge , das eigentliche
dramatische Moment . Und diese Schwächen treten bei der Auf¬
führung besonders deutlich zutage . Die Figuren der Hand¬
lung wirken , in Fleisch und Bein verkörperlicht , anders als in
der bloßen Vorstellung bei der Lektüre , im unwirklichen
Spiel der Phantasie . Das Rampenlicht ist ein Feind der
Märchenstimmung . Es läßt leicht das Harte und Wuchtige in
vergröberter Gestalt erscheineil und verschlingt oft Duft und
Zaüheit . So kommt es , datz gerade in diesem Märchenspiel

* Klavier -Auszug im Drei -Masken -Vertag Berlin -München .

>und Lloyd George eine große politische Tragweite bei . An i
der Anssprache , die den Charakter einer förmlichen Sitzung
trug , nahmen , wie noch berickpet wird , auf englischer Seite
» och Lord Birkeübead , Sir Worhinglon Evane » und Sir
Maurice Hanken teil . Bei der Besprechung wurden alle Pro¬
bleute berührt , die bisher die Konferenz beschäftigt haben . -
Der Reichskanzler äußerte sich in sehr ernsten Darlegungen
ausführlich über die Situation in Deutschland und im Zusam¬
menhang damit seine Absicht, nach Berlin zu reisen . Lloyd
t8e » rf,7 bewog darauf in eindringlicher Weise deri Reichskanz¬
ler , seine Abreise nach Berlin aufzuschieben , was dieser nach
den Berieten der Blätter auch zugestanden haben soll . ES
wurde schließlich vereinbart , die Aussprache in einigen Tagen
unter Hinzuziehung des französischen Delegierten Barth »»
nach , dessen Rückkehr fortzusetzen .

. Zu Ehren der italienische « Delegation
gab die deutsche Delegation vorgestern ein Esse» im Edenhotel .
Von italienischer Seite , »ahnten Ministerpräsident de Facta ,
der Minister des Äußern Schanzer , mehrere Mitglieder der
Consulta und Vertreter der provinzialen und lokalen Behör¬
den teil . Deutscherseits waren antvesend Reichskanzler Dr .
Wirth , Minister des Äußern Dr . Rathenau , Wirtschaftsmini »
ster Schmidt , der . deutsche Botschafter in Rom , v. Neurath ,
und andere Mitglieder der deutschen Delegation . Nach dem
Essen , das im Zeichen großer -Herzlichkeit stand , reiste de Facta
nach Rom ab .

Eine neue Rote der Reparationskommisston .
Die ÄiepvrationskomMission hat an die deutsche Regierung

folgende Note gerichtet :
»Die Reparationskommisston beehrt sich, den Empfang des

Schreibens der deutschen Regierung vom 29 . April 1923 zu
bestätigen , in welche,« der offizielle Text des Vertrages von
Rapallo entsprechend dem Wunsche der -Kommission vom 20 .
April mitgeteilt wurde . Rach einer ersten Prüfung und unter
Vorbehalt aller weiteren Bemerkungen , welche später gemacht
werden könnten , wünscht die Koni Mission schon jetzt , das Rach -
stehende auszufübren :

1 . In Artikel 2 des Vertrages von Rapallo verzichtet die -
deutsche Regierung aus alle Ansprüche bezüglich der Anwen¬
dung der Gesetze und Maßnahmen der Sowjetrepublik , welche
die deutschen Äeichsangehürigen , ihre privaten Rechte , die
Rechte des Reiches oder die der deutschen Länder betroffen
haben . Die Reparationskommisston bemerkt , daß die deutsche
Regierung nicht auf Rechte verzichte » kann , welche von dieser
Regierung an die Reparationskommission gemäß Art . 380 des
Vertrages von Versailles überlassen worden sind , oder über¬
lassen werden müssen . Die Kommission nimmt an , daß dies
nicht die Absicht der deutschen Regierung oder der Sowjet¬
republik gewesen ist. Um über jeden Zweifel in dieser Be¬
ziehung auszuschließeii , bittet die Reparationskommission die
deutsche Regierung , ihr dies zu bestätigen .

2 . Der Verzicht in Artikel 2 , so wie er dort ausgedrückt ist ,
scheint ebensowohl auf die Rechte des Reiches und der deut¬
schen Länder , wie auf die der deutschen Reichsangeböriget ,
Anwendung zu finden . Unter Bezug auf Art . 248 des Ver¬
sailler Vertrages wünscht die Reparatiouskommission eine
vollständige Angabe aller Rechte des Reiches und der deutschen
Länder zu erhalten , die den Gegenstand eines Verzichtes bil¬
den könnten , sowie der Gründe , aus denen die Zustimmung
der Kommission nicht vorher eiugeholt nmrden ist.

3 . Angesichts der Tatsache , daß der Vertrag abgeschlossen ist,
ohne daß die Ansicht der Kommission vorher eingeholt worden
ist und mit Rücksicht aus die Bestimmungen des Schreibens
der Reparationskommisfion vom 31 . März , glaubt sich die
Kommission zu der Annahme berechtigt , daß für das Budget
des Reiches keine neue Belastung infolge des Vertrages ge¬
plant ist, sei es beispielsweise durch Entschädigungen an
deutsche Reichsangehörige aus ihren Rechten und Interessen
in Rußland , auf welche sich der Verzicht erstreckt , sei es durch
Garantien oder Suspensionen im Zusammenhang mit den
wirtschaftlichen Erleichterungen , deren Gewährung zum Zweck
der Beteiligung am Wiederaufbau Rußlands in Aussicht ge¬
nommen ist . Die Kommission wäre für ausdrückliche Ver¬
sicherungen in diesem Punkte dankbar .

4 . Bei der vollen Anerkennung der Anstrengungen , die die

deutsche Regierung zur Mitwirkung am Wiederaufbau Ruß¬
lands und zur Wiedereinstellung normaler Handelsbeziehun¬
gen zwischen Rußland und Deutschland zu machen beabsichtigt ,
hält cs die Kommission doch für ihre Pflicht , darüber zu
wachen , daß alle möglichen Garantien geschaffen werden , da -

die beiden Hauptgestalten dem Zuschauer fremd bleiben . Ter

Kalif , der den Verrat durch die geliebte Frau picht nur an
dieser selber , sondern an ihrem ganzen Geschlecht, an seinem
ganzer » Volke rächt , indem er drei Jahre hindurch Nacht für
Nacht eine andere Jungfrau in sein Brautgemach
zwingt und am folgenden Morgen hinrichten läßt ,
um nicht zum zweitenmal betrogen zu werden , wirkt
auf unser europäisches Empfinden abstoßend , auch
wenn wir uns die Tatsache der unbeschränkten Macht
eines orientalischen Despoten und die orientalische Auftastung
vom Weibe als rechtlosem Besitztum des Mannes vor Augen
halten und das Seelenleben SchabrazadenS z>r verstehen
suchen , die aus der unmenschlichen tmd utiersättlichen , selbst
am .Jammer eines ganzen Volkes nicht sterbenden Rächt sucht
auf die Größe der Liebe schließt , die in solche Gewalt des
Hasses Umschlägen konnte , und , dieser Liebe geopfert zu wer¬
den , als »Wonne " preist . Aber diese schoit ans Sexualpatho¬
logische ftreifetide Motivierung erscheint znm mindesten sophi¬
stisch , und so bleibt die Gestalt der Heldin nicht minder proble¬
matisch als die des Kalifen . Trotz alledem fehlt der Dichtung
nicht die äußere und innere Wirkung . Die einzelnen « zenen
find mit künstlerischem Formgefühl gestaltet , fesselnd und

zttm Teil von ttngewöhulichem Stimmungsreiz belebt . Dra¬
matisch komntt uns der Dichter allerdings nur im ersten Auf¬
zug . Wie da der junge Omar , Liebling des Kaiifett und Bru¬
der Schaharazadens , in der als neues Opfer für den Tyran¬
nen herbeigeschleppten Saab die eigene Geliebte erkennt , wie
er — „der einzige Mann int ganzen Reiche " — den Kalifen
vergeblich zu töten versucht tmd schließlich der geschändeten Ge¬
liebten und sich selbst im Angesicht des Henkers deti Tod gibt ,
das wirkt wie ein kleiltes Drama für fick . Diese Nebenbaitd -lung
und ihre Personen sind es den » auch allein , die ein lebhaftes
Mitgefühl im Zuschauer wachrnfen . Das übrige Geschehen :
die freiwillige Hingabe Schahrazadens , ihr Gespräch mit dem
Kalifen , der Sieg ihrer Liebe und Schönheit über den Rache¬
durst des Despoten , der versöbnende Ausgang — isi int
wesentlichen lyrischen Charakters .

Die Musik Bernhard S e k l r s ' erhält ihr besonderes
Gepräge durch die Verflechtung erotischer Motive und Klang¬
wirkungen mit moderner kontrapunttischer Eatzkunst , wobei
es allerdings nicht zu einer tatsächlichen Verschmelzung beider
Faktoren , zu einer stilistsschcn Synthese kommt . Die exotische
Rote in Melodik , Rhythmik und Harmonik gibt _bem Werk
aparte koloristische Reize , die in gewiyeui Maße für den feh¬
lenden dramatischen Nerv entschädigen , zumal da SekleS sehr
geschickt mit Kontrastwirkungen zu arbeiten versteht und die
Kunst wirkungsvoller Handhabung - es instrumentalen Appa .
rats von Grund auf beherrscht . So weist seine Orchestersprache
im Gegensatz zu der weniger glücklichen, stellenweise reckst

mir nicht die von Deutschland in dieser Hinsicht übernommen
neu Verpflichtungen und die ordnungsgemäße Ausführung dey
Verpflichtungen beeinträchtigt werden , die der Versailler Ver »
teaz gegenüber den ' alliierte «! Mächten auserlcgt hat . Die
Kommiftion behält sich demnach das Recht vor , von Zeit zn
Zeit Re Wirkungen zu überprüfen , die sich aus der Durch¬
führung brs Vertrages von Rtzpallo ergeben und alle Matz ,
nahmen zu treffen , welche die Verhältnisse wünschenswert
erscheinen lassen sollten , um die Vorrechte der genannte «
Mächte zu schützen.

"

Es wird ausdrücklich darauf , hingewiesen , daß die Kom¬
mission in dem gegettivärtigen Schreiben sich auf die Behand¬
lung der Fragen praktischer Art beschränkt bat , welche un¬
mittelbar zu ihrer Zuständigkeit gehören . Über diese Zu »
stärchigkeit würde es offenbar hinausgehen , sich mit besonde¬
ren Fragen zu beschäftigen , welche die autzerhatb der Kompe¬
tenz der Kommission liegenden Bestimmungen des Versailler
Vertrages berühren , sowie mit allgemeinen Fragen , welch«
aus dem Wortlaut des Vertrages von Rapallo oder aus de»
Umständen sich ergeben , unter denen er abgeschlossen ist.

Das Memorandum an die Russen .
In dem Memorandum , das von den Mächten Rußlaitd am

3 . Mai übergeben worden ist, heißt es in Artikel 2, der einer
der wichtigsten ist, daß die Sowjetregierung alle Schulden der
kaiserlichen , provisorischen und der Sowjetregierung anerkennt .
.Doch wollen die Gläubigermächte für den Augenblick weder
die Bezahlung der Kapitale noch der diesbezüglichen Zinsen
verlangen . Für die Schäden und Verluste Rußlands währen¬
der Revolutioit und nach dem Kriege die Verantwortung zu
übernehmen , lehnen die Mächte ab : Nach dem Abschluß der
Abkommen über ihre gegenseitigen Schulden werden die inter »
allierten Mächte ihren Parlamenten Maßnahmen Vorschlägen ,
auch den Betrag der von der Solvjetregierung geschuldeten
Summen zu ermäßigen oder zu regeln . Alle Schulden aller
russischen Regierungen gegenüber fremden Untertanen wer¬
den auf der Grundlage der Privatschuldeti gemäß Artikel 4
behandelt . Die Bestimmungen des Artikels 2 finden keine An¬
weitdung auf Kredttsachen , die zugunsten einer früheren rus¬
sischen Regierung in einem fremden Lande geblieben , noch aus
russische Anleihen im Auslande .

In Artikel 3 wird bestimmt , daß alle sonstigen gegenseitigen
finanziellen Forderungen zwischen Rußland und den Mächten
ausgeschoben werden bis zit dem itt Artikel 2 erwähnten Ab¬
kommen .

In Artikel 5 erkennt die russische Sowjetregierung ihre
Verpflichtungen an , ihre u . ihrer Vorgänger finanziellen Ber .
pflichtungen fremden Staatsangehörigen gegenüber zu erfül¬
len . Sie erkennt auch die von russischen Lokal - und Provin -
zialbehörden ftemdyn Staatsangehörigen gegenüber eingegan¬
genen Verpflichtungen an . — In Artikel 8 verpflichtet sich die
russische Sowjetregierung , innerhalb 12 Monaten nach In¬
krafttreten des gegenwärtigen Artikels mit den Vertretern der
Inhaber von Titeln oder Obligationen , die von der russischen
Sowjetregierung oder ihren Vorgängern ausgegeben oder
garantiert wurden , ein Übereinkommen zu schließen , um die
Wiederaufnahme des Zinsendienstes dieser Schulden , und die
Zahlung der Verpflichtungen zu sichern . Wenn ein Überein¬
kommen nicht erreicht werden kann , verpflichtet sich die rus¬
sische Regierung , die Entscheidung einer Schiedsgerichtskom¬
mission anzunehmeu , bestehend aus einem voit den auslän¬
dischen Inhabern ernannten Mitglied , ferner von zwei Mit¬
gliedern und einem Präsidenten , der vom Obersten Gerichts¬
hof der Vereinigten Staaten oder statt seiner von dem Rate
des Völkerbundes oder von dem Präsidenten des permanenten
internationalen Gerichtshofes im ° Haag ernannt wird .

Laut Artikel 7 verpflichtet sich die russische Regierung , alle
ausländischen Interessen an Verlusten »der Schäden , bewirkt
ditrch Konfiszierung oder Segnester von Eigentum zurück-
zugeben , wieder herzustellen , oder zu entschädigen . Im Falle
deS NichtzustandekomMens einer Einigung zwischen den frühe¬
ren Besitzern u . der Sowjetregierung entscheidet ein gemischtes
Schiedsgericht . Wo die russische Sowjetregierung das Eigen¬
tum selbst nicht znrückgeben kann , wird sie nicht dnö Recht
haben , es später andereit Konzessionären zu übertragen . Will
sie dies , so inuß sie den vorherigen Besitzern ein Vorzugsrecht
einränm 'en . Wird das Eigentum einer allgemeinen Wirt¬
schaftsgruppe einverleibt , so hat der vorhergehende Besitzer
das Recht , an dieser Gruppe nach Maßgabe seiner alten Rechte
Teil zu haben . Dort , wo das Eigentunt Schäden davongetragen

spröde anmutende Führung der Singstiutmen überraschende
Farbigkeit und Lebendigkeit auf , die durch die feine formale
Gestaltung der Einzelszenen , durch geschickt eingestrente Lieder ,
Tänze , Gevetsrufe >tsw. noch verstärkt wird . Alles in allem
stellt die Oper eine interessante , wenngleich nicht allzu bedeut¬
same , etwa gar künstlerische Befruchtung verheißende oder
neue Ziele der Opernkunst aufzeigende Arbeit dar .

Die Aufführung darf im ganzen genommen als be-
ftiedigend bezeichnet werden , wenn auch einzelne Bemänglun¬
gen zu erheben wareit . Das Orchester spielte unter der Lei -
titng von Kapellmeister L o r e n tz mit großer Klaugschönheit
und unter sorgsamer Herausarbeitung der zum Teil sehr sub¬
til ' abgewogenen rhythmischen und dynamischen Partiiurdetails .
Die Pctrtie des Kalifen hatte in Ritdolf Wehrauch
einen glänzenden Vertreter gesunden , der das -Monströse uno
Abstoßende im Charakter des ton Blut - und Leichengeruch um¬
witterten Despoten durch nachdrückliche Betonung der Züge eines
in tragischer Einsamkeit aufragenden Herrenincnscheniums
nach Möglichkeit zu mildern wußte und in gesanglicher Hin -
sicht erneut durch seine tadellose Technik sowohl wie durch den
Wohllaut , die Kraft und die Ausdrucksfähigkeit seiner pracht¬
vollen gepflegten Baritonstimme erfreute . Die Schahrazade
Hete S t e ch e r t s war eine im ganzLst shmpathische und lie -

: benSwürdige , wenn auch noch nicht völlig ausgereifte Leistung .
Die Künstlerin hat bereits in anderen Rollen den Nachweis
eines «beachtlichen Können erbracht ; für die restlos befrie¬
digende Verkörperung einer pchchologisch so fein differenzierten
und komplizierten Gestalt wie der Schahrazade fehlen ihr
rioch die letzten verfeinerten 'Ausdrucksmöglichkeiten . Was den
stimmlichen Teil ihrer Darbietung ««belangt , so hatte man
auch gestern wieder den Eindruck , daß ihre schönen Mittel
bei weiterer sorgfältiger Schulung eine erfreuliche Entwick¬
lung versprechen . Dr . Wucherpfennig zeickmete den in ftla .
vischer Furcht vor dem Tyrannen zitternden Vezier wie den
unglücklichen Vater mit glaubhaften Strichen und wurde der
anstrengenden Partie auch in gesanglicher Hinsicht gerecht .
Herr Rentwig gab den Omar mit guter Stimme und in
lebendiger , von Leben durchpulster darstellerischer Gestal¬
tung . Aus der Reihe der übrigen Mttwirkenden sind noch
Frl . Bos « tti (Dunyazade ) und Herr Grötzinaer (Kauf¬
herr ) lobend zu erwähnen . Herr Emil Burkard hatte
zu der szenisch von Haus Lange stimmungsvoll inszenier »
trn Aufführung favbenschöne Bühneitbilder zusammenge -

stellt , die durch von feinem künstlerischem Geschmack zew.

gende Kostüme von Margarete Schellenberg aufs wirk¬

samste ergänzt wurden . Das Werk wurde von dem gut be-

setzten Hause mit lebhaftem Beifall bedacht ; der Komponist ,
der der Vorstellung beiwohnte , sowie Dirigent und Darsteller
wurden durch mehrfache Hervorrufe ausgezeichnet .



un> tM sie demVoegehe« oder Rittedaften der rnffifchen Eow-
iettegierung zuzuschreiben- sind , wird nach Artikel 7 von einem
gemischten Schiedsgericht die Entschädigung, festgesetzt . Gemäß
Artikel 8 werden die geldlichen Entscheidungen bei Anwendung
des Artikels 7- durch Ausgabe »euer Gutscheine zu 5 Prozent
für den von dem gemischten Schiedsgericht festgesetzten Betrag
geregelt.

Nach Artikel 10 werden für jedes Land gemischte Schieds-
gerichtShöfe iür Ersatzleistungen errichtet. Gemäß Artikel 8
derpflichtet sich die Sowjetregierung , für die möglichst schleu¬
nige Wiedrrinbetriebsetzung der Unternehmungen , die auslän¬
dischen Untertanen vor den Ereigniffen des Jahres 1917 ge-
Horien , und für die Errichtung neuer Unternehmungen alle
Maßnahmen zu ergreifen , um den unverzüglichen Schutz der
Personen , der Arbeit und des Eigentums der ausländischen
Untertanen zu sichern . Laut Artikel 12 werden im Einver¬
ständnis mit der Sowjetregierung besondere Verfügungen er¬
lassen , die die Regelung der Frage bezüglich der Liquidation
der BorkriegsvertrSge zwischen russischen und ausländischen
Untertanen betreffen . Nach Artikel 13 wird die rirssische Sow -
Hetregierung der rumänischen Regierung die in Moskau von
der rumänischen Regierung deponierten Werte zurückgeben.

KabinettSrat in Paris .
Uber den gestrigen Kabinettsrat in Paris wurde folgende

offizielle Mitteilung veröffentlicht : Der Kabinettsrat ist vor¬
mittags 10 Uhr unter dem Vorsitz von Poincarö im Mini¬
sterium für Auswärtiges zusammengetreten . Er hat den in
Genua ausgearbeiteten Entwurf des Schutzabkommens geprüft
und beschlossen, ihm beizutreten unter dem Vorbehalt , Wtß die
von Frankreich durch den Vertrag von Versailles erworbenen
Rechte darin aufrichtig anerkannt und garantiert werden .
Einige weitere Abänderungen in Einzelheiten werden eben¬
falls , vorgeschrieben werden. Die Minister traten nachmittags
von neuem zusammen , um von den letzten aus Genua ein¬
gegangenen Nachrichten Kenntnis zu nehmen . Die Abreise
Barthous ist für Freitag vormittag vorgesehen.

i£in belgisches Dementi .
Die belgische Gesandtschaft in Berlin bittet um Veröffent¬

lichung folgender Note:
„Verschiedene Zeitungen verbreiteten kürzlich die Nachricht,

daß ein geheimes Abkommen zwischen Belgien und Frankreich
bestünde, um eventuell gemeinsam in Deutschland einzumar -
schieren , falls die Sicherheit der Wesatzungstruppen und die
Erfüllung des Vertrages von Versailles in Gefahr sein sollte.
Die belgische Gesandtschaft in Berlin ist in der Lage , diese
tendenziösen Nachrichten kategorisch zu dementieren , indem sie
noch ganz 'besonders darauf hinweist , daß das Defenstvabkom-
me «, dessen Inhalt der ganzen Welt bekannt ist, eine mili¬
tärische Aktion Belgiens und Frankreichs nur dann vorsehe»
Wenn diese Länder von Dentschland ««provoziert angegriffen
Würden."

Die amerikanischen Truppen am Nhein .
Das Reutersche Büro meldet aus Washington : Kriegsmini .

Ser Werks teilt mit , daß zwei Bataillone der 8. United States»
nfanterie ihre Abreise von Koblenz um mindestens einen

weiteren 'Monat verzögern werden infolge von Ansuchen, die
von verschiedenen Landern erfolgt sind einschließlich Deutsch¬
lands , und daß die amerikanischen Truppen länger als bis
zum 1 . Juli bleiben, dem Zeitpunkte , der für die vollständige
Zurückziehung der amerikanischen Armee in Deutschland vor¬
gesehen war .

Ablehnung der Volksabstimmung durcb
die sächsische Negierung .

AnS Dresden wird berichtet : Die Staatskanzlei teilt amt»
lich mit : Der von den Organisationen der Deutschen JBoIfS»
Partei und der Deutschnationalen Volkspartei gestellte An¬
trag , ein Volksbegehren auf Auflösung des Landtages zuzs -
laffen, wurde von dem Gesamtministerium zurückgewteseu.
jD«S Gesetz schreibe vor , daß ein solcher Antrag entweder vo«
tausend Stimmberechtigten unterschriebe« oder aber glaub¬
haft gemacht werden muß , daß der Antrag von mehr als
80000 stimmberechtigten Mitgliedern der Organisationen un¬
terstützt wird . Den beiden- Voraussetzungen genügten die An¬
tragsteller nicht. Die bloße Versicherung , daß der Antrag von
mähr als 20 000 stimmberechtigten M̂itgliedern unterstützt
wird , macht diese im Sinne des Gesetzes noch nicht genügend
glaubhaft , zumal da nicht einmal die Mitgliederzahlen der
Organisationen mitgeteilt werden . Auch Parteitage , die den
Mitgliedern Gelegenheit gegeben hätten , zu dem Anträge
Stellung zu nehmen , fanden nicht statt . Bei der Bedeutung
des Volksbegehrens , besonders da es sich um einen ersten Fall
Handelt, muß das Gesetz bei strenger Auslegung eingehalten
Werden.

Der Existenzkampf der deutscben Presse .
Durch das W. T .-B . läßt das ReichswirtschaftSministerinm

folgende amtliche Erklärung verbreiten :
»In einigen Tageszeitungen wird auf Grund eines von

Irofeffor Wollf in den „Dresdner Neuesten Nachrichten" ver¬
öffentlichten vertraulichen Berichts der gemeinsamen Geschäfts¬
stelle der '

sächsischen Handelskammern gegen dem Referenten
im Reichswirtschaftsministerium , Oberregiernngsrat Dr .
Feffler, der Vorwurf erhoben, er habe versucht, Handelskam¬
mern zu Protesten gegen die von den Zeitungsverlegern ge¬
forderte Zwangswirtschaft zu veranlassen . Diese Darstellung
ist «nrichtig.

Oberregierungsrat Feffler hat bei einem gelegentliche« Zu¬
sammentreffen mit dem Leiter der Geschäftsstelle auf dessen
Mitteilung , daß die Leipziger Handelskammer gegen zwangs -
wirtschaftliche Maßnahmen auf dem Drnckpapiergebiete in
einer Eingabe Stellung genommen habe, und daß diese Ein¬
gabe dem Reichswirtschaslsministerium unterbreitet Werder»
sollte, nur erklärt , daß auch Äußerungen der Handelskammern
zu dieser Frage für die entscheidenden Stellen als Material
von Bedeutung seien . Soweit darüber hinaus in dieser ^

Er¬
klärung eine Bestätigung der von dem Leiter der Geschäfts¬
stelle geäußerten Anschauung von der noch weiter bestehenden
Möglichkeit der Wiedereinführung einer Zwangswirtschaft und
rin Wink zum Vorgehen gegen diese» Plan erblickt worden ist,
siegt eine nur aus vorgefaßter Meinung erklärbare Mitzdeu-
Inag vrr ' utzeriing des ObrrregierungSrats Dr . Feffler vor.
Diese Auffaffung hat der Leiter der GeschäftsstrUe in einer
heute au das Reichswirtschaftsrninisteriuin gerichteten Erklä¬
rung «usdrückl ch bestätigt. Er hat versichert, daß seine Be¬
fürchtung wegen der Zwangswirtschaft weder ausdrücklich ve«
stärkt, noch ihm rin Wink gegeben worden ist» de« Widerspruch
vrr Handelskammer« gegen zwangswirtschaftlich« Maßnahme »
hrrbrizuführen .

Di« von der Presse aus dem veröffentlichten Bericht zzezo»
Hrnen Schlußfolgerungen find also als unberechtigt zurückzu-

tveisen. — Sämtlich« im Reichs wirifchaftSministcrium mit der
Angelegenheit befaßten Beamten , insbesondere - auch - Ober¬
regiernngsrat Feffler - find nach wie vor bemüht, gegen die
allgemein anerkannte Rot der Preffe im -Rahmen der Gesamt »'

Wirtschaft wirksame Abhilfe zu schaffen .
"

Die „Dresdner Neuesten Rachr." verweisen im Anschluß an
die Wiedergabe dieser amtlichen Erklärung auf die unglaub¬
liche Stellungnahme der Leipziger Handelskammer , deren Ver¬
handlungen im Geiste einer Preffefeindlichkeit geführt worden
feien, wie man sie seit den Zeiten Metternichs , wenigstens mit
solcher Offenheit , nicht mehr vernommen habe. „Dort wurde
erklärt "

, so heißt es in dem Artikel, „es gäbe in Deutschland
viel zu viel Zeitungen . In England käme man mit dem zehn,
ten Teil aus . Und welch« Blätter , außer den Berliner , und
noch etn paar andern , hätten denn überhaupt irgendwelche Be¬
deutung . Die Preffe solle nur ihre Preise entsprechend er¬
höhen. Gegen die geplante Hilfsakti»« für die Preffe müsse
scharf Stellung genommen werde« . Was,denn auch, wie man
sieht, betrieben wich.

Daß die Zeitungen notgchrungen heut« schon in vielen
Städten tat Reich das Bierzigfache des Friedensbezugspreises
von ihren Abonnenten fordern müssen , scheint den Herren
unbekannt zu sein . Ebenso auch, daß weite Kreise des Mittel -
standes, insbesondere, längst an der Grenze des Möglichen an.
gekommen find. Aber, wenn man in Deutschland 2700 Zei¬
tungen für überflüssig und die Preffe im weitesten Sinn für
entbehrlich erklärt , dann kann man ja die Feindseligkeiten in
keinem besseren Augenblick eröffnen . Denn gerade jetzt ist der
Preis für Druckpapier wiederum um das Fünfzehnfache des
Friedenspreises für Mai erhöht worden. Also der Wagen
Druckpapier, der früher 2000 M . kostete und dessen Preis
sprungweise im April auf 130 000 Mark geklettert war , soll
nun von gestern auf heute um weitere 30000 M. steigen und
das 80fache des Friedenspreises , nämlich 160 000 M . kosten .

Die Fickgen können nicht ausbleiben . Die zeitungs „ freund -
lichen " Herrschaften, die es nicht für erträglich halten , daß
Pitpierholz der Preistreiberei entzogen und ferner durch Ein -
Wirkung auf andere preisbildenden Faktoren im öffentlichen
Interesse , das im Verhältnis zur gesamten Papiererzeugung
kloine Wndestquantum für die Presse zu einem noch erträgli¬
chen Preise fichergestellt wird, werden ja zweifellos die Folgen
auf sich nehmen. Wenn erst neun Zehntel der deutschen
Preffe , die ihnen überflüssig erscheinen , erledigt sind , dann
werden die Redakteure, Beamten , Setzer und Drucker bei die¬
sen Freunden der Preffe lohnende und ihrer Besonderheit
entsprechetide Beschäftigung finden. Bis dahin wird matt
sehen , wie die Hilfsaktion weiter gedeiht. . ."

Hrurze polit. Nackricbten.
Rücktritt der Braunschweiger Regierung . In der gestrigen

Sitzung der braunschweigischen Landesversammlung wurde bei
Fortsetzung der Beratung des Berichts des parlamentarischen
Untersuchungsausschusses ein Antrag , der Landtag möge dem
Staatsministerium das Vertrauen aussprechen , mit 30 gegen
20 Stimmen abgelehnt. Darauf erklärte der Minister Antrik ,
daß er und seine Kollegen di« Geschäfte bis zur Bildung einer
neuen Regierung »veiterführen werden.

Badische Aebersicht.
Zur Probefahrt der „Baden ".

Am 4. Mai fand die Probefahrt des 13 000-TonnendampferS
»Baden " der Hamburg -Amerika-Linie statt . Anläßlich Weser
Pröbeftchrt wurden , wie die Preffeabteilung der bad. Regie¬
rung mitteilt , folgend« Telegramme ausgetauscht :

Staatspräsident , Karlsruhe !
Mit badischer Flagge tm Großmast vollzieht bei gtück-

verhoihendem Wetter die „Baden " ihre Probefahrt , stolz
auf den Namen ihres Landes, den es in die Welt tragen
soll . Erbauer und Reeder senden ihren Gruß . Cun ».

Hapag, Hamburg !
Dem neuesten Schiff der deutschen Handelsflotte

wünscht die bgdische Regierung gute Fahrt . Möge eS
stet» ein glückhaft Schiff fein und Deutschlands Flagge
Wer See zur alten Geltung bringen .

Staatspräsident Hummel .

Badischer Landtag .
Die Ba»st«ffbeschaff«ng.

In der Donnerstag -Sitzung des Haushalrsausschujse »
wurde , um auf dem Gebiete der Baustoffbeschaffung helfend
«tnztigreifen , der nachfolgende Anttag mit 10 Stimmen gegen
die 6 Stimmen der Sozialdemokraten und Unabhängigen an¬
genommen :

„Der Landtag wolle beschließen , die Regierung zu ersuchen,
bei der Reichsregierung dahin zu wirken, daß im Jntereffe
der Behebung der Wohnungsnot

1 . durch intensive Förderung der Neubautätigkeit der plan¬
mäßige Abbau der Zwangswirtschaft des Wohnungswesen »
ermöglicht wird,

3. der Wucher mit Baustoffen durch eine scharfe Überwa¬
chung der Preisbildung energisch bekämpft wird,

8. die Ausfuhr von Baumaterialien , soweit sie nicht durch
den Ariedensvertrag bedingt ist, verhindert wird,

4 . die Bestimmungen Wer di« Beschränkung des Absätze »
und die Erzeugtrng von Baustoffen aufgehoben werden ."

Für die Bestimmungen der Sätze 3 und 3 stimmten auch die
Sozialdemokraten .

Die Sozialdemokraten hatten den folgenden Antrag
eingereicht, der mit allen gegen 0 Stimmen abgelehnt wurde ;

„Die Siaatsregierung wird ersucht , bei der Reichsregierung
erneut vorstellig zu werden, damit gegen den maßlosen Wucher
mit Baustoffen durch eine scharfe Überwachung der Preisbil¬
dung energisch vorgegangen wird. Sollte diese Maßnahme den
gewünschten Erfolg nicht bringen , so wäre zu erwägen , die
Produktion von Baustoffen in geeignet erscheinender Form
selbst in die Hand zu nehmen.

"

In der Diskussion wurde noch auf die hohen Preise für
Zem« tt hingewiesen. Es fei unbedingt notwendig, auf eine
Verbilligung dieses wichtigen Baustoffmaterials hinzitarbeiten .
(Inzwischen sind die Preise für Zement ab 2. Mat abermals
erhöht Worden . Der Ber .).

- Fertvestaud der Zwangswirtschaft im Wohnungswesen.
* In der ' Donnerstag -Sitzung des Haushalts «usschnffe »
machte der Vertreter der Hausbesitzer nochmals längere Aus-
führungen über die Stellung der Hausbesitzer zur herrschen¬
de ,t WvhtrungSkrise, gegen welche sich aber, das sie stark ein¬
seitig wären , die meisten Vertreter der anderen Parteien wand¬
ten . Er forderte u . a . Ausbau und Erhöhung der Wohnabgabe.
Wenn sie zum zweiten Mal erhoben wird, müsse fie von den»
Mieter unmittelbar eingezogen werden. Das private Bauka¬
pital foOe wieder in die Lage versetzt werden, bauen zu kön¬
nen . Während des Krieges habe eine Wohnungsnot in qua¬
litativer Hinsicht bestanden, heute sei die Wohnungsnot gene¬
rell quantttqtiver Art . Die Hausbesitzer seien Gegner der
Sozialifierung des Wohnungswesens ; fie wollen zur freien
Wirtschaft zurückkehren.

Sin Vertreter der Drmetrakie erklärte sich gegen die So¬
zialisierung des Wohnungswesens und ttat dafür ein, daß
mehr auf dem Lande gebaut werde, damit nicht später wieder
in den Städten ein Wohnungsüberfluß herrscht .

Ein Zentrumsabgeordneter bemerkt, die völlige Aufhebung
der Zwangswirtschaft im Wohnungswesen würde einen unge¬
heuren Sturm der Entrüstung entfachen. Bor dem Kriege
sei im Baufach große Spekulation getrieben worden, fodaß so¬
gar die Gesetzgebung einschreiten mußte.

Der unabhängige Vertreter erinnette daran, baß vor dem
Kriege kein Hausbesitzer Mieter mit mehreren Kindern an -
nehnten wollte.

Die Redner der Sozialdemokratie wiesen auf die ungeeig¬
nete Zeit hin- in welcher die Wohnabgabe erhoben werde» da
die gegen,värtige Teuerung an sich schon schwer auf den brei¬
ten Massen des Volkes laste.

Ein deutschnationaler Abgeordneter weist auf den Zusam -
menhang zwischen der Wohnungsftage und der Arbeitszeit
der Industrie hin . Die letztere muffe sich danach richten , wo
die Arbeitet wohnen, weil zur Erreichung der Wohnung
oft längere Zeit gebraucht wird.

Der Arbeitsminister Dr . Englrr nahnr die Mieteinigungs -
ämter in Schutz, die unter sehr schwierigen Verhältnissen zu
arbeiten und unter Angriffen von Mieter und Vermietern zu
leiden hätten . Der sozial Schwächere soll durch fie geschützt
werden . — Bezüglich des Wohnungsbaues sei festzustellen,
daß in Deutschland fast 50 Jahre falsch gebaut worden sei.
Kleinere Wohnungen wurden Werhaupt nicht gebaut. In
England hätten drei Viertel der Arbeiter ein eigenes Häus¬
chen mit Garten . Man gebe ihm nachträglich recht, wenn
man jetzt gegen seinen Wallen wieder Kasernen gebaut anstatt
Fachbauten , die er stets befürworten werde.

Damit war die Debatte über die Wohnungsftage erschöpft .
Bei der darauf folgenden Abstimmung wurde der Antrag de»
Vertreters der Hausbesitzer, den wir gestern in Wortlaut ge¬
bracht haben und der eine sofortige restlose Aufhebung der
Zwangswirtschaft im Wohmmgswesen fordert , mit allen ge¬
gen 2 Stimmen des Landl»,»des abgelehnt.

Einweihung des Erholungsheims
Steinabad .

P .Ä . Am letzten Sonntag fand in Steinabad bei Bonndorf
in Anwesenheit des Arbeitsministers Dr . Engler , Vertreter «
der badischen Hauptfürsorgestelle , der Kriegsbeschädigtenorga¬
nisationen , des Badischen Kriegerbundes , der staaltichen und .
statischen Behörden von Bonndorf und sonsttger interessierter
Kreise eine kleine Feier statt, die der Eröffnung des vom
Badischen Heimatdank erworbenen Steinabades als Erholungs¬
heim für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene galt .

Der Vorsitzende des Badischen Heimatdankes, Direktor de»
Hauptversorgungsamtes Karlsruhe Fvhr . van Gemminge«,
wies nach Begrüßung der Erschienenen auf die Entwicklung
der Aufgaben des Heimatdankes und seine Bedeutung neben
der staatlichen sozialen Fürsorge hin . Er brachte den Dank
des Heimatdankes an die Lehrbetriebe für Industriearbeiter
zum Ausdruck, eine gemeinnützige G . m . b . H ., die während
veS Krieges mit dem Ziel der Wiedereinführung Kriegsbe¬
schädigter in die Industrie und des Betriebes von Werkstätte»
zu diesem Zweck begründet worden war , und die bei der
Liquidation bestimmt hatte , daß das Reswermögen auf de«
Badischen Heimatdank zu», Erwerb eines Erholungsheime »
für Kriegsopfer übergehen sollte . Die übeviviescne Summe
ermöglichte den Ankauf de? Steinavades und die Beschaffung
der zum Teil nicht Vorhandenen Inneneinrichtung . Mit dem
Wunsche, daß das Erholungsheim den erholungsbedürftigen
Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen zum Nutzen und
Segen gereichen möge , welchen Wunsch Arbeitsminister Dr .
Engler und die Vertreter einer Reihe von Organisationen
noch ergänzend betonten , sch ' - ': die kurze , eindrucksvolle Feier .
Ein Rnndgang durch das Amvesen , in dem in 2 Gebäuden
rund 40 Wetten zur Verfügung sichen und zu dem ein land -
wirtschaftlicher Wetrieb und ein« Mühle gehört, schloß sich an .

Bekämpfung des Mahrsagens .
Das Ministerium des Innern hat die .Bezirksämter darauf

hingewiesen , daß nach ständiger Rechtsprechung des Reichs¬
gerichts schlechthin jedes Wahrsagen Bettug ist, es sei denn»
daß es offensichtlich nur der Unterhaltung dient und der
Wahrsager garnicht erwartet , daß der andere an irgendwebh«
übernatürliche Kräfte bei ihm glaubt . Es werden daher künf¬
tig Strafanzeigen wegen Wahrsagens in der Regel zunächst
an die Staatsanwaltschaften zur weiteren Prüfung , ob ettoa
ein Betrug in Frage kommt , abgegeben .

Die Beteiligung des Auslands an
badischen Tinternehnmngen.

Wiederholt ist in letzter Zeit in der Tagespreff« darauf hin¬
gewiesen worden, in welch zunehmendem Maße sich das Aus¬
land für das deutsche Wirtschaftsleben interessiert. Genauere »
statistisches Material darüber gibt es allerdings noch nicht;
einen ersten Versuch , die Beteiligung des Auslandes festzu¬
stellen, macht neuerdings das Badische Stansttsche Landesamt »
indem es an Hand der Veröffentlichungen im Badische»
Staatsanzeiger die Teilnahme des Auslandes an badischen
Aktiengesellschaften festznftellen versucht . ES kann sich dabet
natürlich nur nn, sog. Ausländsbeteiligungen handeln , di»
unter NamenSangab « erfolgt sind ; wieviele Ausländer danebm»
•fent Nennung ihre» Namen», unter Benützung eine» Stroqv



matme3 , an badischen Aktiengesellschaften mit Kapital beteiligt
lind , läfet sich nicht feststelle «. ^E » handelt sich also um MtnSestzahlen, wenn da» Staitskische
Pandesamt in der Nummer 3 seiner »Statistischen Mitteitun -
gen* nac^ veist, datz sich unter den Gründern von 15 Aktien«

Srsell schäften , die in den Jahren 1810/21 in» Leben getreten
nd, Ausländer befinden, mit zusammen 28 Millionen Mark

Kapital . Unter den in Betracht kommenden Ländern steht der
Häufigkeit nach die Schweiz an erster Stelle , nach der H^h«
der aufgebrachten Kapitalsummen Holland . Weitere Anteile
Entfallen auf Elsaß -Lothringen , Italien und Schweden. Die
«rwcchnte Arbeit stellt ferner die Bertetlung de» AuSlands-
lapitals auf die einzelnen Gewerbegruppen dar , wobei über die
Hälfte ans die Industrie der Maschinen, Instrumente nutz
Apparate entfällt .

Hrurze Äacliricbten sus Vnden.
UZ . Bruchsal, 4 . Mai . Der bayrische Riuisterpräfideut Graf

Lrrchenfrld besichtigte gestern in Begleitung de» StantSprä -
Pdenten Dr . Hummel und des Minister » Köhler da» hiesige
Schloß, über besten prächtige Räume er sich sehr anerkennend
pussprach.

Aus der Lsndesbsuptstadt.
DZ . Graf Lerchenfeld i« Karlsruhe . Die Stadtverwaltung

Veranstaltete am Mittwoch für den bahr . Ministerpräsidenten
Grafen Lerchenfeld eine Rundfahrt durch de» städtische »
Videinhafen, an die fich ein Frühstück im kleinen Kreise an »
Moß.

DZ . Die Hpu »- und Straßensammlunye » für die Alters -
stiike finiten in Karlsruhe die Summe von 56138 M . ergeben.

Kadiscke Gemeindescbau .
8 17 der «tuen Gemeindeordnung, sei« Wolle«

»«d seine Anwendung.
In dor sozialdemokratischen Presse schreibt der Landtagsab -

geordnete Gg. Strobel -Mannheim :
Der ß 17 der neuen Gemeindeordnung lautet :
»Wer die Wählbarkeit verliert oder aus der Partei oder

Wählergruppe , auf deren Vorschlag er gewählt wurde , aus¬
scheidet, verliert das ihm übertragene Amt. Die Entschei¬
dung hierüber steht dem Gemeinderat zu. Seine Entscheidung
uns Verlust des AntteS kann nach den Bestimmungen des § 16
Abs. 5 angefochten werden. Die Beschwerde oder Klage hat
keine aufschicbende Wirkung " .

Die Entstehung dieser Fassung ist zurückzuführen auf den
vielfach vorgenommenen Gesinnungswechsel mancher gewählter
Gemeindevertreter seit den Neuwahlen tm Jahre 1819 . Um
eine Stabilisierung der Gemeindeverwaltung für die Wahl¬
periode sicherzustellen , stellt § 17 der G .-O. das Ausscheiden
»uS der Partei oder auS der Wählergruppe , auf deren Vor¬
schlag ein Gemeindevertreter gewählt wurde, dem Verlust der
Wählbarkeit gleich ; daurch wird der beabsichtigte Zweck durch -
pns erreicht.

Mit dem 1 . April d. I . trat nun die neue Gemeindeordnung
in Kraft ; sofort zeigt sich auch eine verzerrte Auslegung und
Anwendung der hier besprochenen Bestimmung . Selbst Ju¬
risten sind sich unklar darüber , ob der § 17 auch auf Fälle An¬
wendung finden kann, welche sich vor dem 1 . April d. I . er¬
eigneten . Dieser Unklarheit sei der Wille des Gesetzgebers
gegenübergestellt, er ist der, datz der 8 17 der Gemeindeord-
pung auf alle Gewählten zutrifst , ganz gleich, wann da» Aus¬
scheiden aus der Partei oder Wählergruppe erfolgte, auf
welche die Voraussetzungen dieser Bestimmungen nach dem
1 . April d. I . zutreffen . Sehr klar äußerte sich ber Minister
der Innern , Gen . Remmele in der 22. Sitzung de» Landtage »
vom 6. März 1922 , dazu wie folgt :

»Die von Herrn Dr . Schofer und auch von Herr « Dr . Glöck¬
ner vertretene Auftastung , daß mit dem Inkrafttreten der
neuen Gemeindeordnung auch diejenigen Inhaber gemeind¬
licher Ehrenämter au » ihrem Amt aurguscheiden haben, welche
vor dem 1. April 1923 au » ihrer Partei oder WLhlergruppa
ausgeschieden sind, wird vom Ministerium de» Innern geteilt .
8 17 der Gemeindeordnung läßt sinngemäß eine andere Aus¬
legung nicht gut zu. Da » Ministerium hat diese Auffaffung
bereit» im Juli des letzten Jahres , als die Gemeindeordnung
noch dem Landtag vorlag, anläßlich de» Weinheimer Gemeittde-
konftikts bekundet. Dieselbe Auffassung wurde im Januar
d. I . im Gemeindekonflikt Jestetten , Amt Waldshut , vertreten .
Sache der politischen Parteien wird e» also sein, die Entschei¬
dung de» Gemeinderats in den in Betracht kommenden Fälle «
anzurufen und ebenfall» für die Durchführung der Beschwerde
zu sorgen. Die Sache kann nicht von un » angestoßen werden,
sondern muß von den Instanzen , die dazu demnächst berufen
sind , in» Rollen gebracht werden."

Diese Auffassung entspricht vollkommen der, welche die Be¬
arbeiter der neuen Gcnreindeordnung tm Ausschuß und im
Landtag leitete ; daran andern alle Auslegungskünste nichts.

Differenzierende Auslegung läßt auch der Satz zu : »Die
Entscheidung hierüber steht dem Gemeinderat zu "

. So meinte
ein Gemeinderat , er könne darüber entscheiden, ob er das
Mandat für verlustig erklären will. Eine solche Annahme
für die Entscheidung des Gemeinderats ist irrig . Der Ge¬
meinderat hat sinngemäß nur festzustellen, ob die Voraus¬
setzungen deS 8 17 der Gemeindeordnung zutreffen . Daß die
fragliche Bestimmung nur diese Auslegung zulätzt, gibt der in
der Praxis stehende Oberbürgermeister Dr . Gündert -Pforz -
heim in einem Kommentar zur neuen Gemeindeordnung zu.
Er sagt :

»Der Berlust des Amte» ist an den objektiven Vorgang des
Verlustes der Wählbarkeit oder des Ausscheidens aus dem
Parteiverbande oder der Gruppe der Wähler geknüpft. Satz 2
hat nur feststellende , deklaratorische Bedeutung . Die Entschei¬
dung des Gemeinderats bewirkt nicht erst den Verlust de»
Amtes, hat keine konstitutive Wirkung, sondern Enthält ledig¬
lich eine einfache Konstatierung der kraft zwingender Vor¬
schrift eingetretenen gesetzlichen Folge der Tatsache des Aus¬
scheidens oder Verlustes der Wählbarkeit . Damit ist der
Wortlaut des Satzes 2 und 3 sehr wohl vereinbart . Der Ge¬
meinderat hat lediglich zu prüfen , ob das gesetzliche Tatbe¬
standsmerkmal des Verlustes betr . der Wählbarkett oder deS
Ausgeschiedcnsseins vorliegt, ob es in der Person de» Gewähl¬
ten erfüllt ist, und bejahendenfalls auszusprechen, datz der
N. N . als Folge des gesetzlich gegebenen Tatbestandes seines
Amtes verlustig sei " .

Arr den sozialdemokratischen Gemeinderäten liegt es, ande¬
ren Auslegungen als den hier niedergelegten nachdrücklichst
entgegenzutreten . Die Anwendung des 8 ^ gibt nutlh sol¬
chen Fällen zu Meinungsverschiedenheiten Anlaß , wo Par¬
teien, deren Organisation sich entweder auf das Reich oder
das Land erstreckt, also zentral zusammengefaßt sind , durch
ihre höchste satzungsgemäße Instanz , etwa Reichs- oder Lan¬
desparteitag , durch Majorität den Übertritt zu einer anderen
Partei beschließen würde. In solchen Fällen halte ich e» für
selbstverständlich , daß der Majoritätsbeschluß für die Belastung
des,Mandates daS Entscheidende ist. Nicht gelten kann die»
jedoch für die Entscheidung einer einzelnen Ortsgruppe , da
deren Entschluß nicht die Grundlagen der zentral organisierten
Partei ändert .

Durch den 8 11 ist ferner den Parteien da» Vorschlagsrecht
eingeräumt , für vorzunehmende Ersatzwahlen , falls die für
die Wahl eingereichte Vorschlagsliste keine Ersatzleute mehr
aufweist. So räumt 8 17 der Gemeindeordnung mit vielem
auf , was sich im Laufe der Zeit als unmoralisch und unwürdig
ergeben hat ; seine richtige Anwendung ist deshalb nachdrück¬
lichst zu verlangen . Für die Zukunft können die Parteien die
Durchführung dadurch erleichtern, daß sie bei den Neuwahlen
nur eingeschriebene Anhänger ihrer Partei , welche dieser auch
schon länger angehören, auf ihre Vorschlagslisten nehmen.

Ktsatsanzeiger.
Bekanntmachung.

Die Erricht »«, eiuer Apotheke tu Diug ».«»e« xtt .
Dem Apotheker Albert König von Pforzheim wurde vi«

persönliche Berechtigung zum Betrieb einer neuzuerrich 'er'o-»
selbständige« Apotheke in Dinglingen verliehen .

Karl » - uhe , den 2 . Mai 1923.
Ministerium . de» Innern

Remanele . Zeller .

— Bekanntmachung.
Die Geldlotterie de» katholischen Jugendheim » «. 8

i» Mannheim betr .
Dem katholischen Jugendheim e . W. in Mannheim wurde

die Erlaubni » zur Veranstaltung einer Geldlotterie zugunsten
seiner BereinSzwecke , bei welcher 4682 Geldgewinne im Ge-
famkbetrage von 30000 M . ausgespielt und 40000 Lo»briese,
daS Stück zu 2,60 M . ausschließlich Reichsstempelabgabe auS-
gegckben werden, erteilt .

Karlsruhe , den 2 . Mai 1923.
Ministerium de» Inner « .
Der Ministerialdirektor :

Leer ». Schntidt .

Bekanntmachu«, .
Die Getdlvttrrie zu, «nsten de» katholische » Jugend - und

LehrlingSheims e . B. in Pforzheim betr .
Dem katholischen Jugend - und Lehrlingsheim e. B . in

Pforzheim wurde die Erlaubnis zur Veranstaltung einer
Geldlotterie , bei welcher 6844 Geldgewinne im Gesamtbeträge
von 36000 M . ausgespielt und 76 000 Losbriefe , da» Stuck
zu 8 M . ausschließlich Reichsstempelabgabe auSgegeben wer¬
den , erteilt .

Karlsruhe , den 2. Mai 1922.
Ministerium de» Innern
Der Ministerialdirektor :

L e e r s . Schmidt .

Bekanntmachung.
Die Ausgabe von Schuldverschreibungen auf den Inhaber

hinrch die Stadt Pforzheim betr .
Der Stadt Pforzheim ist durch Entschließung vom heutigen

im Einvernehmen mit dem Ministerium der Justiz und dem
Ministerium der Finanzen die Genehmigung zur Ausgabe
von zu 6 v . H. verzinslichen Schuldverschreibungen auf den
Inhaber im Nennwert von 20000000 M .

— Zwanzig Millionen Mark —
sowie zur Ausgabe der zugehörigen Zinsscheine erteilt worden .

Karlsruhe , den 3. Mai 1923 .
Ministerium de» Innern .
Der Ministerialdirektor :

L e e r s . Lauppe .

Personeller Zcil
Ernennungen, Versetzungen , Zuruhesetzimgen usw

der planmäßigen Beamten .
An» dem Bereich des Justizministeriums.

Ernannt :
LandgerichtSrat Dr . Josef Mayer in Konstanz zum Staat »«

anwalt beim Landgericht Freiburg und Leiter der Zweigstelle
Lörrachder Staatsanwaltschaft Freiburg ; Staatsanwalt Enge«
Fitzer in Konstanz zum Landgerichtsrat in Konstanz ; Kanzlei-
gehilfe Albert Schulze beim Amtsgericht Karlsruhe — Ge-
fängnisdirektion — zum Kanzleiassistenten.

Gestorben:
Professor Reinhold Helbing an der Oberrealschule in Karls -

ruhe . „
Oberpflcger Ferdinand Mohr bei der Heil- und Pflegean -

statt Wiesloch.

Badisch - Pfälzische Maitage
Mannheim 1922

Modeschau
Zur Modeschau am 6. und 7. Mai werden Ver -
rtärkungswagen zu allen Zügen eingelegt . Zimmer¬
nachweis durch den Verkehrs verein Mannheim
= === = Rathaus N 1 Bogen 46—48. = = =

Badisches Landestheater.
Samstag , 6 Mai . 61/-, b . g. 10 Uhr . 30 Mk.

Abonnement A3 . Neu einstudiert .

König Richard II .
Im Lmnlevtheater . So . 7 . Die Meistersinger

▼oo Nürnberg . 5 . (55 .00.) — Mo . 8.* 111. Literarische
Abendfeier . Biedermeier . 7 ' /, . (15-00.) Th .-Gem .
B .V .B . Nr . 1601 - 2150. — Die . 9-* Volksbühne . E 8.
nur die ungerade Seite des Hauses , also ungerade
Reihensitze und ungerade Logen . Der Freischütz .
7 . (40.00.) Th .-Gem . B .V .B . Nr . 3201 —3500. — Mi.
ia * Abonn . C 2 . Don Jüan . 7,7 . (46.00.) Th .-Gem .
B .V .B . Nr . 2301- 2600. — Do . 11 .* Abonn . B 3.
Peer Qynt . 7,6 . (3000 .) Th .-Gem . B .V .B . Nr . 1—100,
2901—3000. — Fr . 12.* Abonn . D 3. Schahrazade .
7. (4500 .) Th .-Gem . B.V.B . Nr. 2601 - 2900. — Sa.
13 * Abonn . F 3. Kftoig Richard II . 7,7 . (3000 .) Th .-
Gem . B.V .B . Nr . 2101 —2300. — So . 14. Neu ein¬
studiert . Die schöne Helena . 7,7 . (50.00 ) — Mo . 15 *
Musikalische Abendfeier. 71/, . (1500 ) Th . - Gem.
B -V .B . Nr . 201 —700. — Die . 16. Volksbühne . J 1 .
Martha . 7. (45 .00.)

Im Konzerthaus « So - 7 -* Die beiden Seehunde.
7- (21 .00) . — Mi. 10. Volksbühne . L 7- Kater Lampe .
7 . — Fr. 12 - Volksbühne. M 1. Der Kaufmann von
Venedig. 7 . — So . 14.* Minna tm Barshelm . 7,7 .
<2100 .)

Auslosung der Karten für die Teilnehmer der Th .--
Gern , jeweils am Vortag und Tag der Aufführungin der Geschäftsstelle (10—7,1 , 4—6 Uhr ) . Vorrecht
für Umtausch der Vorzugskarten und Vorkaufsrecht
der Abonnenten und der Inhaber von Vorzugskar¬
ten am Samstag , den 6 nachmittags 7,4 —5 Uhr ,
allgemeiner Verkauf und weiterer Umtausch von
Montag , den 8 . an .

4%anlelöcDer6 Ff■u.UlQid) inenfmu -lWen-
Mpft Jcrmoniir

jetzt
M . «NW MlWWW SelmM

Mlft
Bei der am 19. April 1922 im Geschäftsgebäude der

Germaniawerft stattgehabten XX. Beftosuug von Teil»
schuldverschreibungensind die folgenden Nummern , zur
Rückzahlung mit 102"/, am 1 . Oktober 1928, gezogen
worden :
Lit . X . 38 Stück zu M . 6096 — rückzahlbar mit M . 6190 —

Rennwert M . 199000.
68 90 102 120 126 138 156 205 251 252 279 318 349
407 465 486 495 505 568 575 579 584 610 621 630
659 676 700 726 730 747 800 818 868 879 888 949
977 .
Lit. 8 . 112 Stück za M.-2090 — rückzahlbar mtt M . 2919 —

Nennwert M . 824 999.
1001 1058 1089 1114 1171 1195 1206 1237 1253 1260
1263 1283 1296 1333 1340 1349 1354 1376 1393 1397
1493 1501 1533 1539 1566 1624 1698 1703 1709 1730
>768 1807 1824 1861 1901 1903 1907 1930 1940 1968
1973 2001 2012 2021 2046 2070 2088 2151 2200 2216
2253 2267 2271 2302 2353 2381 2383 2403 2478 2547
2551 2625 2636 2656 2657 2659 2684 2685 2746 2791
2796 2825 2832 2868 2954 2995 3027 3073 3084 3090
3125 3136 3275 3310 3454 3461 3472 3493 3499 3500
3505 3513 3544 3545 3589 3659 3665 3689 3713 3718
3758 3761 3772 3817 3847 3868 3886 3925 3953 3955
3964 3971 .
Lit. C. 262 Stück zn M 1000- rückzahlbar mit M. 1020 -

Nennwert M. 262 009 .
4035 4037 4051 4064 4070 4164 4178 4206 4217 4367
4401 4427 4449 4482 4496 4536 4553 4560 4599 4613
4640 4650 4662 4706 4737 4785 4809 4826 4901 4927
4937 4945 4972 5004 5038 5089 5105 5124 5132 5149
5162 5192 5210 5215 5225 526? 5274 5301 5319 5327
5365 5370 5380 5383 5404 5467 5492 5501 5507 5519
5544 5606 5672 5724 5735 5749 5804 5886 5912 5962
5987 6089 6034 6037 6057 6093 6112 6158 6169 6214
6217 6231 6291 6297 6376 6395 6396 6400 6437 6469
6519 6589 6597 6607 6637 6652 6661 6672 6677 6691
6711 6871 6890 6907 6950 6977 6995 7024 7036 7043
7046 7051 7114 7174 7220 7234 7251 7287 7288 7321
7323 7347 7358 7362 7375 7411 7414 7481 . 7489 7492
7541 7585 7586 7596 7599 7607 7649 7719 7728 7830
7990 7993 8008 8041 8051 8"76 8088 8113 8167 8224
8232 8249 8301 8315 8330 8404 8418 8463 8513 8516
8524 8559 8576 8600 8613 8617 8627 8655 8665 8674
8689 8714 8731 8764 8776 8788 8797 8882 8885 8895
8922 8933 8949 8955 8978 9070 9078 9084 9133 9147
9186 9218 9335 9384 9388 9435 9448 9504 9515 9540

9546 9552 9635 9651 9659 9662 9663 9672 9691 9694
9742 9752 9755 9791 9801 9807 9830 9834 9855 9857
9863 9905 9909 9921 9934 9937 9945 9963 9975 9984
9998 10028 10050 1Ö096 10 127 10 138 10 144 10 153
10161 10183 10209 10243 10280 10355 10 386
10 394 10484 10495 10 543 10 548 10611 10 667
10 690 10 706 10812 10815 10 897 10 929 10 943
10 953 10954 10979.
Lit . D. 151 Stück

11018 11074
11234 11259
11347 11353
11497 11509
11719 11747
11820 11829
11970 11987
12125 12134
12 267 12 270
12450 12 473
12 679 12 731
12 894 12 938
13 220 13 221
13 333 13 340
13 461 13 471
13700 13842
13 934 13 941
14018 14019
14 261 14278
14 389 14 443
14 532 14 623
14 784 14786

zu Mk . 500 - rückzahlbar mtt M . 510 —
Nennwert M . 75500.

11 141 11 191 11214 11 217 11 228
11 260 11267 11 276 11 311 11 332
11 409 11 412 11 420 11 447 11 482
11518 11 540 11 562 11 565 11 718
11 748 11 750 11 756 11 766 11 785
11 862 11 877 11 927 11 945 11 962
12013 12015 12 037 12 055 12065
12 166 12221 12238 12 250 12257
12 277 12281 12297 12 318 12 376
12 530 12 553 12 576 12 592 12 620
12 744 12 778 12 785 12 805 12.891
12 942 12 978 13052 13 119 13 179
13 827 13 259 13 267 13 299 13 313
13 362 13374 13 382 13 406 13 422
13 472 13 627 13 632 13 636 13695
13 892 13 896 13 897 13 927 13 929
13 952 13 955 14 004 14 006 14 011
14 022 14 035 14 037 14 122 14 187
14285 14 302 14 312 14372 14 376
14 454 14 463 14466 14 488 14 509
14 662 14672 14 673 14 679 14 698
14 843 14901 .

Die Verzinsung dieser Teilschuldverschreibungenhört
am 1. Okwber 1922 auf .

Au» frühere« Verlosungen sind folgende Teilschuld-
verschreibungen noch »icht zur Einlösung vorgezeigt
worden:
Zar Rückzahlung am 1. Oktober 1914 ;

Lit . D zu M . 500 Nr . 11914 .
Zur Rückzahlung am 1. Oktober 1915:

Lit G zu M . 1000 Nr 6805.
Zur Nückzahlnng am L Oktober 191t :

Lit . D zu M . 500 Rr . 12461 .
Zur Rückzahtnuq am L Oktober 1919 :

Lit B zu M . 2000 Rr . 2153, Lit . C zu M . 1000
Rr . 4598.

Zur Rückzahlung am I . Oktober 1920 :
Lit . B , u M - 2000 Nr . 1458, 3269 , 3270-
Lit C zu M . 1000 Nr . 5237, 5529 , 5617 , 6027 , 6308.

Znr Rückzahlung am 1. Oktober 1921 :
Lit A zu M . 5000 Rr . 497 ,
Lit B zu M. 2000 Rr . 1049 , 1135, 1222, 1316 , 1358 ,

1934 2226 2377 *
Lit . C zu M . 1000 Nr . 4268. 4269, 4298 , 4600, 5278 ,

5704 , 6848 , 6953 .
Lit . D zu M . 500 Rr . 11049, 11775 , 11823 , 12149 ,

12627, 12856 .

W . WW0M1
gesucht . Offerten unter
A. 226 an die Expedition
der Karlsr . Ztg.

Charakter-
deutung

(20 Zeilen in Tinte geschr»
Mark 6.60 a .sssv

AWIvg. ZWll
» . H Ritter

Karlsruhe , Körnerstraße 30

VIlWl . WVMt
i6tttÜio « SllichtrbaM.
N.S01 Offenburg . - In

dem Konkursverfahren
über das Vermögen de»
Zigarrenfabrikanten Lud¬
wig Schneider 'in Wind¬
schläg ist Termin zur
Prüfung der nachträglich
angemeldeten Forderung
bestimmt auf Samstag ,
den 13 . Mai 1922 , vormit¬
tags 9 Uhr.
Offenburg , 26 . April 1922.
Der Gerlchtsschretber de»
_ Amstgerichts .

Bekanntmachung.
N .192 Ladrnburg . Die

über den Nachlaß de»
Holzhändlers Jakob

Bäuerle in Ladenburg un¬
geordnete Rachlaßverwal¬
tung wird aufgehoben.
Ladenburg , 3. Mai 1928.
Bad . Notariat als Nach-

latzgericht . .

WWM
MNXtM - W « .

Die Station . Karlsruhe
Weskbf. wird am 1 . Fu "t
d . Ir . für den Eilgutver¬
kehr in Wagenladungen
eröffnet . RL1I
Karlsruhe , 3. Mai 192L

Betriebsinspektion.
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